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Reichs-Geſetzblatt. 


26. 


Inhalt: Erlaß, betreffend Abänderungen ꝛc. der Inſtruktion zur Ausführung des Geſetzes über die Natural⸗ 
leiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden. S. 229. 


(Nr. 1262.) Erlaß, betreffend Abänderungen und Ergänzungen der Inſtruktion vom 2. Sep⸗ 
tember 1875 zur Ausführung des Geſetzes vom 13. Februar 1875 über die 
Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden. Vom 11. Juli 1878. 


Au Ihren und des Kriegsminiſters gemeinſchaftlichen Bericht vom 3. Juli 
„d. J. genehmige Ich hierdurch im Namen des Reichs die in der Anlage zu⸗ 
ſammengeſtellten 1 und Ergänzungen der Inſtruktion vom 2. Sep⸗ 
tember 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 261) zur Ausführung des Geſetzes über die 
Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar 1875. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt nebſt Anlage durch das Reichs-Geſetzblatt 
zu veröffentlichen. 


Potsdam, den 11. Juli 1878. 


Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeſtät des Kaiſers: 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz 


Fürſt v. Bismarck. 
An den Reichskanzler. 


Reichs- Geſetzbl. 1878. 4⁵ 


Ausgegeben zu Berlin den 26. Jull 1878. 


Abaͤnderungen und Ergänzungen 
der 
Inſtruktion vom 2. September 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 261) zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden vom 13. Februar 1875. 


1. Unter J iſt vor Ziffer 1 einzuſchalten: 


Zu F. 2. 

Soweit die Sicherſtellung der im F. 2 des Geſetzes bezeichneten Leiſtungen 
nicht durch unmittelbare Anordnungen der Militär-Intendanturen erfolgt, haben 
ſich die letzteren an denjenigen Orten, an welchen ihnen eigene Organe (Garniſon⸗ 
verwaltungen, Proviantämter u. ſ. w.) zu Gebote ſtehen, der Mitwirkung der⸗ 
ſelben zu bedienen. Auch können ſie die Vermittelung der Truppentheile in 
Anſpruch nehmen, ſoweit es ſich um die Sicherſtellung des eigenen Bedarfs der⸗ 
ſelben handelt. 

In denjenigen Fällen, in welchen die Sicherſtellung der Leiſtungen auf 
keinem der vorbezeichneten Wege erfolgt, haben die Gemeindevorſtände den 
Requiſitionen der Militär⸗Intendanturen auf Mitwirkung bei der erforderlichen 
Sicherſtellung Folge zu geben. 

Für ländliche Gemeinden ſind derartige Requiſitionen an die den Gemeinde⸗ 
vorſtänden vorgeſetzten Verwaltungsbehörden zu richten. 

Die Gemeindevorſtände ſind verpflichtet, auf Erfordern der Militärverwal⸗ 
tung Beſcheinigungen über die Höhe der ortsüblichen Preiſe (F. 3 Abſatz 4 und 
§. 5 Abſatz! des Geſetzes) auszuſtellen. Dergleichen Beſcheinigungen unterliegen 
jedoch der Prüfung und Beſtätigung der vorgeſetzten Verwaltungsbehörden. 


2. An die Stelle von I Ziffer 1 iſt zu ſetzen: 


1. Zu . 3. 

Die bei Vorſpannleiſtungen zum Transport von Perſonen zu geſtellenden 
Fuhrwerke müſſen, inſofern ſie nicht Perſonenwagen ſind, zur Beförderung von 
Perſonen geeignet und hergerichtet ſein, ſoweit ſich dies ohne Aufwendung be⸗ 
ſonderer Koften ſeitens der Geſtellungspflichtigen bewirken läßt. 

Hinſichtlich des Umfanges, in welchem die auf Märſchen, in Lagern 
oder in Kantonnirungen befindlichen Theile der bewaffneten Macht Vorſpann⸗ 
leiſtungen in Anſpruch zu nehmen befugt ſind, gelten vorbehaltlich der 
allgemeinen Vorausſetzungen, von welchen das Geſetz die Befugniß abhängig 
gemacht hat, ſolche Leiſtungen in Anſpruch zu nehmen, nachfolgende Be: 
ſtimmungen: 


— 231 — 


a. Für Garniſonveränderungen. 


Es ſind den Truppen die zur feldmäßigen Beſpannung ihrer Fahrzeuge 
erforderlichen angeſchirrten Vorlegepferde zu ſtellen. 

Außerdem haben zu beanſpruchen: jedes Bataillon beziehungsweiſe jede Ab⸗ 
theilung ein zweiſpänniges Fuhrwerk, ſowie jedes Kavallerie⸗Regiment zwei zwei⸗ 
ſpännige Fuhrwerke zur Fortſchaffung der Geſchirre, des Gepäcks ꝛc. 


b. Für alle ſonſtige Märſche geſchloſſener Truppentheile. 


Ein Diviſionskommando hat bei einer Abweſenheit aus der Garniſon 
von zwei bis ſieben Tagen ein zweiſpänniges Fuhrwerk, bei einer längeren Ab⸗ 
weſenheit zwei zweiſpännige Fuhrwerke zu beanſpruchen. 

Die übrigen Kommandobehörden ohne Rückſicht auf die Dauer der 
Abweſenheit aus der Garniſon: je ein zweiſpänniges Fuhrwerk. 

Die Regimentsſtäbe desgleichen: ein zweiſpänniges Fuhrwerk. Ebenſo 
die Bataillonsſtäbe, die Abtheilungsſtäbe der Feldartillerie, ſowie die Stäbe der 
Unteroffizierſchulen: je ein zweiſpänniges Fuhrwerk. 

Dieſer Anſpruch tritt jedoch nicht ein, falls und ſo lange als die Truppen 
etwa ihre Feldfahrzeuge, einschließlich derjenigen für den Transport von Gepäck 
und Bagage, mit ſich führen. 


Geſchloſſene Abtheilungen*) desgleichen: 
in der Stärke von 5 Eskadrons drei zweiſpännige Fuhrwerke; 


in der Stärke von 3 bis 4 Kompagnien, Eskadrons oder Batterien 
zwei zweiſpännige Fuhrwerke; 

in der Stärke von 1 bis 2 Kompagnien, Eskadrons oder Batterien 
ein zweiſpänniges Fuhrwerk. 

Führen die Truppen ihre Feldfahrzeuge mit, ſo ſind ihnen nur die zu 
deren feldmäßiger Beſpannung erforderlichen, angeſchirrten Vorlegepferde zu 
ſtellen. Befinden ſich jedoch unter jenen Fahrzeugen diejenigen für den Trans⸗ 
port des Gepäcks und der Bagage nicht, ſo bleibt daneben der vorbezeichnete 
Anſpruch beſtehen. 

Kompagnien, Eskadrons und Batterien, welche auf dem Marſche von 
anderen Kompagnien, Eskadrons oder Batterien ihres Truppentheils getrennt 
einquartiert werden, ſteht von dem der Trennung vorausgehenden letzten Marſch⸗ 
quartier ab bis zu ihrem Quartier beſonderer Vorſpann zu, wenn ſie in einer 


) Das Regiment der Gardes du Korps hat — außer dem Fuhrwerk für den Regimentsſtab — 
zu beanspruchen für 
9 bis 10 Kompagnien 


zweiſpännige Fuhrwerke, 
8 2 . . 


— c 
— 0 d N . 


6 
4 . . 
2 zweiſpänniges Fuhrwerk. 

45® 
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ſolchen Entfernung ſeitwärts oder weiter vorwärts zu liegen kommen, daß die 
gemeinſame Benutzung eines Vorſpannwagens mit einer der anderen Kompagnien, 
Eskadrons oder Batterien nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten ausführbar iſt. 
Ebenſo iſt ihnen am folgenden Marſchtage der Vorſpann vom Marſchquartier 
zum Vereinigungsquartier mit einer der anderen Kompagnien, Eskadrons oder 
Batterien ihres Truppentheils zu geſtellen. 

Zum Transport der Effekten der auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
beförderten Truppentheile kann für die Strecken von den Quartieren nach den 
Einſchiffungspunkten und von den Ausſchiffungspunkten nach den Quartieren 
Vorſpann in dem oben bezeichneten Umfange in Anſpruch genommen werden, 
wenn die betreffende Station weiter als ein Kilometer von dem Quartierort 
entfernt iſt. 


c. Für Kommandos und Transporte. 


Bei einer Stärke unter 90 Mann hat das Kommando ꝛc., ſofern es unter 
Führung eines Offiziers ſteht, ein einſpänniges Fuhrwerk') zum Transport des 
Gepäcks zu beanſpruchen. 

Bei einer Stärke von 90 Mann bis zu 300 Mann: 

ein zweiſpänniges Fuhrwerk und 

bei einer Stärke von 300 bis 600 Mann: 

zwei zweiſpännige Fuhrwerke. 

Der Anſpruch wechſelt nach Maßgabe dieſer Beſtimmungen, je nachdem 
ſich die Stärke des Kommandos oder des Transports verändert, ohne Rückſicht 
auf den in der Marſchroute nach der urſprünglichen Stärke angegebenen Bedarf. 

Remontekommandos unter Führung eines Offiziers haben für den Marſch 
von dem Orte, an welchem ſie die für die Truppen beſtimmten Remonten über⸗ 
nehmen, bis zum Orte der Abgabe, ausſchließlich der Strecken, auf welchen 
Eiſenbahnbeförderung ſtattfindet, Anſpruch auf ein zweiſpänniges Fuhrwerk. 

Werden Kommandos und Transporte auf Eiſenbahnen oder Dampf⸗ 
fchiffen befördert, fo ſtebt ihnen ein gleicher Anſpruch auf Vorſpann wie auf 
dem Marſche zu für die Wegſtrecken von den Quartieren nach den Einſchiffungs⸗ 
punkten und von den Ausſchiffungspunkten nach den Quartieren, wenn die Ent⸗ 
fernung zwiſchen der Station und dem Quartierort mehr als ein Kilometer beträgt. 

Von dem ein Remontekommando führenden Offizier kann während der 
Dauer des Kantonnements in der Umgegend des Depots zu allen dienſtlichen 
Fahrten nach dem Remontedepot ꝛc. und zurück eine einſpännige Vorſpannfuhre 
in Anſpruch genommen werden. f 

Zur Fortſchaffung des Gepäcks der Offiziere und der Papiere bei den 
Uebungsreiſen des Generalſtabes und der Kriegsakademie, ſowie bei den Kavallerie- 
Uebungsreiſen dürfen unter Berückſichtigung der Beladungsfähigkeit (unter d) 
die erforderlichen Fuhrwerke entnommen werden. 


) Sofern einſpännige Fuhrwerke nicht zu erlangen, hat überall, wo ſolche in Anſpruch genommen 
werden dürfen, die Geſtellung zweiſpänniger Juhrwerke zu erfolgen. 
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Marinekommandos haben zur Fortſchaffung des Seegepäcks auf ſoviel 
Fuhrwerke Anſpruch, als unter Berückſichtigung der Beladungsfähigkeit (unter d) 
zur Beförderung erforderlich ſind. 


d. Für die Anfuhr der Verpflegungs- und Bipouaksbedürfniſſe 
bei Uebungen und ſonſtigen Truppenzuſammenziehungen. 


Die Zahl der in Anſpruch zu nehmenden Fuhrwerke wird einestheils 
bedingt durch das Geſammtgewicht der zu transportirenden Gegenſtände, anderen⸗ 
theils durch die Beſchaffenheit der zurückzulegenden Wege und durch die Bes 
laſtungsfähigkeit der Fuhrwerke. Bei Bemeſſung der Belaſtungsfähigkeit iſt im 
allgemeinen auf die ortsübliche Beſchaffenheit der Geſpanne Rückſicht zu nehmen. 

Sofern nicht außergewöhnliche Verhältniſſe ausnahmsweiſe etwas anderes 
bedingen, und ſofern die Beſchaffenheit der Geſpanne und die Beſchaffenheit der 
zurückzulegenden Wege eine größere Belaſtung nicht zulaſſen, hat 


ein einſpänniges Fuhrwerk biss 600 kg, 

„zweiſpännige2yss 600 bis 1000 kg, 
„ dreipimniges ene Nazi 1000 1400 
ne nne. 1400 -» 1800 - 


zu laden. 
Zur Führung von vier Vorlegepferden dürfen zwei Führer geſtellt werden. 
Bei der Requiſition von Vorſpann für größere Transporte kann die 
Geſtellung von Reſervefuhrwerken bis zu vier Prozent des Geſammtbedarfs als 
Erſatz für unbrauchbare oder nicht erſcheinende Fuhrwerke gefordert werden. 


e. Für nachſtehende beſondere Verhältniſſe. 


Den Generalkommandos ſind für die in Folge von Kantonnements⸗ 
wechſeln eintretenden Märſche drei zweiſpännige Fuhrwerke zu ſtellen. 

Zur Weiterbeförderung der, Rationen nicht empfangenden ſtellvertre⸗ 
tenden Kompagnieführer und der Führer von Rekruten⸗ ꝛc. Transporten 
in Kompagnieſtärke (wenigſtens 90 Mann) auf Märſchen, desgleichen der bei 
den Truppenübungen Dienſte leiſtenden nicht berittenen beziehungsweiſe nicht 
rationsberechtigten Adminiſtrationsbeamten, der Auditeure und der 
Geiſtlichen, ſowie zur Weiterbeförderung der nicht berittenen beziehungsweise 
nicht rationsberechtigten Regiments⸗, Bataillons- und Abtheilungsärzte 
und deren Stellvertreter (bei den Fußartillerie⸗Truppentheilen auch der mit der 
Wahrnehmung der oberärztlichen Funktionen beauftragten Aſſiſtenzärzte), der 
Zahlmeiſter und deren dienſtlich nicht berittenen Stellvertreter auf Märſchen, 
von denen dieſelben am nämlichen Tage in den Garniſonort beziehungsweiſe 
das Kantonnement oder Marſchquartier nicht zurückkehren, ſowie zur Weiter⸗ 
beförderung der nicht rationsberechtigten Offiziere und Zahlmeiſter ſowie 
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deren dienſtlich nicht berittenen Stellvertreter, welche mit dem Empfange der 
Verpflegungs⸗ und Bivouaksbedürfniſſe aus den Magazinen und mit der Beauf⸗ 
ſichtigung und Führung der Wagenkolonne beauftragt ſind, bei den mit dieſem 
Dienſt verbundenen Märſchen, iſt ein einſpänniges Fuhrwerk zu ſtellen. Des⸗ 
gleichen wenn Verpflegungsgelder von einer 2 km oder darüber vom Marſch⸗ 
beziehungsweiſe Kantonnementsquartier entfernten Empfangsſtelle abgeholt werden 
BE die Abholung nicht ohne Benutzung eines Fuhrwerks angängig 
erſcheint. 

Die Geſtellung eines einſpännigen Fuhrwerks kann ferner auf Märſchen 
zum Transport des Gepäcks des Fourier⸗Offiziers (Fourier⸗Offiziere der 
Kavallerie und der reitenden Artillerie ſind hiervon ausgeſchloſſen), und wenn 
der einzuquartierende Truppentheil mehrere Ortſchaften belegt, die Geſtellung 
eines weiteren ſolchen Fuhrwerks zur Beſichtigung der letzteren in Anſpruch 
genommen werden. Dieſer Anſpruch tritt auch dann ein, wenn der von dem 
Fourier- Offizier einzuquartierende Truppentheil zwar nur einen Ort belegt, dieſer 
letztere aber aus einzelnen Theilen beſteht, die über 2 km von einander entfernt 
ſind. Die Entnahme des zweiten Fuhrwerks iſt jedoch auf diejenigen Fälle zu 
beſchränken, in denen die zurückzulegende Geſammtentfernung über 45 km hinaus⸗ 
gebt; anderenfalls iſt das erſte Fuhrwerk bei Ausführung der dem Fourier⸗ 
Offizier obliegenden Geſchäfte weiter zu benutzen. 

Werden Offiziere, Aerzte und Zahlmeiſter oder deren Stellvertreter während 
der Uebungen oder bei Zuſammenziehungen innerhalb des Kantonnementsbezirks 
verſetzt oder abkommandirt und haben ſie zu dieſem Behuf für ihre Perſon Wege 
von einem Kantonnementsort in einen anderen oder zum Bivouak zurückzulegen, 
fo darf in Fällen, in welchen Reiſekoſten nicht gewährt werden, bei einer Ent- 
fernung von mehr als 2 km und bei einer Abweſenheitsdauer aus dem eigenen 
Kantonnementsorte über 24 Stunden zur Fortſchaffung der Effekten ein einſpän⸗ 
niges Fuhrwerk in Anſpruch genommen werden, ſoweit die Mitbenutzung eines 
anderweit dienſtlich geſtellten Fuhrwerks nicht möglich iſt. 

Zur Weiterbeförderung derjenigen unberittenen Militärärzte, welche zum 
Beſuche von Kranken in Kantonnements außerhalb ihres Standortes requi⸗ 
rirt werden, iſt ein einſpänniges Fuhrwerk zu ſtellen. 

Zum Transport von Offizieren, in Offtziersrang ſtehenden Aerzten 
und oberen Militärbeamten, welche auf Märſchen oder während der 
Uebungen x. erkrankt find, kann, wenn Eiſenbahn⸗, Dampfſchiff⸗ oder Poſt⸗ 
beförderung nicht angängig iſt, bis zum nächſten Garniſonorte, und zwar, wenn 
es ſich um den Transport mehrerer erkrankter Offiziere ꝛc. handelt, für je zwei 
ein einſpänniges Fuhrwerk in Anſpruch genommen werden. 

Zur Fortſchaffung der auf Märſchen und während der Uebungen erkrankten 
Unteroffiziere und Mannſchaften darf die Geſtellung beſonderer Vorſpann⸗ 
fuhren nur dann gefordert werden, wenn entweder die vorhandenen, zur Fort⸗ 
ſchaffung des Gepäcks ꝛc. beſtimmten Wagen durch die Aufnahme der Erkrankten 
überlaſtet werden würden, oder wenn der Zuſtand der Kranken beſondere Scho⸗ 
nung verlangt und ihre Beförderung auf mit Gepäck ꝛc. belaſteten Wagen ohne 
Nachtheil für ihre Geſundheit nicht ausführbar iſt, oder endlich, wenn die Kranken 
nach einem ſeitab gelegenen Lazareth geſchafft werden müſſen. 
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In ſolchen Fällen ſind für 
1 bis 2 Kranke ein einſpänniges, 
3» 5 ein zweiſpänniges, 
6 „8 zwei zweiſpännige 
Fuhrwerke zu ſtellen. 

Geſtattet es der Zuſtand der Kranken, ſo können die einzelnen Fuhrwerke, 
ſoweit es ohne deren Ueberlaſtung (ſiehe unter d) angänglich iſt, auch mit einer 
größeren Zahl von Perſonen beſetzt werden. 

Zur Fortſchaffung der Torniſter bei großer Hitze, der Röhrbrunnen, 
Pontons und ähnlicher für militäriſche Zwecke nothwendiger Gegenſtände kann 
nach Maßgabe der vorgeſchriebenen Belaſtungsgrenzen (unter d) Vorſpann in 
Anſpruch genommen werden; desgleichen zur Fortſchaffung der Torniſter der auf 
Märſchen befindlichen Kompagnien der Unteroffizierſchulen. 

Endlich kann ein zweiſpänniges Fuhrwerk behufs Fortſchaffung der Papiere 
und Meßgeräthſchaften bei dem Erſatzgeſchäft in Anſpruch genommen werden. 


3. Zu I Ziffer 3 iſt als vorletzter Abſatz einzuſchalten: 
Als ortsübliche Preiſe (§. 5 Abſatz 1 des Geſetzes) find für diejenigen 
Orte, in welchen kein Marktverkehr ſtattfindet, die zuletzt veröffent⸗ 
lichten Preiſe des Hauptmarktortes des Lieferungsverbandes ($. 9 Ziffer 3 
des Geſetzes) anzunehmen. 


und als Schlußſatz: 


Darüber, daß der Fouragebedarf im Gemeindebezirke nicht vor⸗ 
handen, hat der Gemeindevorſtand eine mit der bezüglichen Liquidation 
vorzulegende Beſcheinigung der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde bei⸗ 
zubringen. 


4. Zu I Ziffer 6 iſt zwiſchen dem dritten und vierten Abſatz einzufchalten: 


Vorbehaltlich des Nachweiſes der Nothwendigkeit eines größeren Zeitauf⸗ 
wandes iſt für die Rückkehr eine Stunde auf je 6 km Entfernung und für die 
Fütterung außerdem eine Stunde in Anrechnung zu bringen. Erſolgt die Ent 
laſſung des Fuhrwerks nicht am Stellungsorte, ſo iſt die Entfernung zwiſchen 
dem Entlaſſungsorte und dem Wohnorte abzüglich der Entfernung von dieſem 
nach dem Stellungsorte bei Bemeſſung der Leiſtung als Strecke für den Rück⸗ 
weg in Anſatz zu bringen. Iſt die Entfernung vom Wohnorte zum Stellungs⸗ 
orte größer als diejenige vom Entlaſſungsorte zum Wohnorte, fo iſt der Rück⸗ 
weg bei Bemeſſung der Leiſtung überhaupt nicht in Anſatz zu bringen. 

Bei Berechnung der Vergütung für die Fahrt vom Wohnorte nach dem 
Stellungsorte ($. 9 Ziffer 1 Abſatz 1 des Geſetzes) iſt die räumliche Entfernung 
beider Orte von einander einfach zu Grunde zu legen. Beträgt dieſe Entfernun 
unter 72 km, ſo tritt eine Vergütung für die Fahrt von dem Wohnorte u 
dem Stellungsorte und zurück überhaupt nicht ein. Beträgt diefelbe über 72 km, 
ſo iſt bei einer Entfernung bis zu 15 km die Hälfte des Tagesſatzes und für jede 


— 


weiteren 15 km — die angefangene Zahl für voll gerechnet — der gleiche Be⸗ 
trag als Vergütung zu gewähren. 


5. Zuſatz zu I Ziffer 6 Abſatz 5: 


Wenn Preisnotirungen über Fourage nicht für den ganzen betreffenden 
Lieferungsmonat, ſondern nur vereinzelt vorliegen, ſo werden die vorhandenen 
unvollſtändigen Notirungen der Berechnung zu Grunde gelegt, inſoweit ſie eine 
Durchſchnittsberechnung überhaupt möglich machen. Iſt dagegen ein Durch⸗ 
ſchnittspreis nicht zu ermitteln, oder haben Preisnotirungen überhaupt nicht ſtatt⸗ 
gefunden, fg wird der im nächſtgelegenen Hauptmarktorte (Normalmarktorte) 
15 85 fraglichen Zeitraum ſich ergebende Durchſchnittspreis zur Anwendung 
gebracht. 


6. An die Stelle von III Ziffer 8 iſt zu ſetzen: 


8. Zu . 14. 


Entſtehen bei Truppenübungen Flurſchäden, ſo fordert der Ortsvorſtand 
die Beſchädigten zur Anmeldung ihrer Entſchädigungsforderungen auf und ſtellt 
9 55 1 Vorbereitung der Feſtſtellung der Vergütungen zuſammen (An⸗ 
age E). 

Die Beſchädigten haben unmittelbar nach eingetretener Beſchädigung die 
Entſcheidung des Ortsvorſtandes darüber anzurufen, ob und inwieweit die Ab⸗ 
erntung der beſchädigten Felder einzutreten hat. Der Ortsvorſtand hat die Ab⸗ 
erntung anzuordnen, inſoweit beim Verbleiben der Früchte auf dem Felde ein 
höherer, als der durch die Truppen verurſachte Schaden entſtehen würde, nament⸗ 
lich alſo bei Früchten, welche dem Verderben ausgeſetzt ſind. 

Ordnet der Ortsvorſtand die Aberntung vor dem Eintreffen der Ab⸗ 
ſchätzungskommiſſton an, ſo hat derſelbe ſofort in Gemeinſchaft mit zwei un⸗ 
parteiiſchen Ortseingeſeſſenen den Stand der beſchädigten und abzuerntenden 
Felder, das Quantum (Fuder ꝛc.) und die Qualität der übrig gebliebenen Früchte 
und deren etwaige weitere Verwendbarkeit (3. B. als Viehfutter) und den ſich 
hiernach ergebenden Umfang des Schadens feſtzuſtellen und über den Befund 
der Abſchätzungskommiſſion Mittheilung zu machen. 

Iſt der Ortsvorſtand ſelbſt der Beſchädigte, ſo muß er die Nothwendigkeit 
der Aberntung vor dem Eintreffen der Abſchaͤtzungskommiſſion, ſowie den Um⸗ 
fang des Schadens durch zwei unparteiiſche Zeugen konſtatiren laſſen. 

Beſchädigungen, welche nicht durch die Truppenübungen ſelbſt, ſondern 
auf andere Weiſe, im beſonderen dadurch entſtanden ſind, daß die Betheiligten 
5 rechtzeitige Abernten unterlaſſen haben, begründen keinen Anſpruch auf 

ergütung. 

Arbeiten und Aufwendungen, von welchen die Intereſſenten gewußt haben, 
daß ſie durch die Truppenübungen der nächſten Tage zerſtört werden mußten, 
begründen einen Anſpruch auf Schadloshaltung gleichfalls nicht. 
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Wird wegen mangelnder Einigung über den Betrag der in den Fällen 
der $$. 9 Nr. 1 Abſatz 2, 10 Abſatz 4, 11, 12 und 13 des Geſetzes zu gewäh⸗ 
renden Vergütung die Feſtſtellung der letzteren durch ſachverſtändige Schätzung er⸗ 
forderlich, ſo greifen nachſtehende Vorſchriften Platz: 


A. Die Feſtſtellung der Vergütung für die durch größere Truppenübungen 
(in Korps und Diviſionen, ſowie bei den Artillerie-Schießübungen) entſtehenden 
Flurſchäden iſt durch Kommiſſionen zu bewirken, welche je aus: 


a) einem Kommiſſar der betheiligten Landesregierung, 
b) einem Offizier, 
e) einem Militärbeamten, 


d) mindeſtens zwei Sachverſtändigen aus der Zahl der nach F. 14 Abſatz 2 
des Geſetzes beſtimmten Perſönlichkeiten 


beſtehen. 


Der Kommiſſar der Landesregierung leitet die Verhandlungen. 

Die militäriſchen Mitglieder (b und c) werden von der betheiligten Militär- 
verwaltung beſtellt. 

Die Sachverſtändigen werden von dem Kommiſſar der Landesregierung 
berufen. Dieſelben dürfen bei der Sache mit ihrem Intereſſe nicht betheiligt 
ſein. Falls ſie als Sachverſtändige ein für alle Mal vereidigt ſind, haben fe 
ihr Gutachten auf dieſen Eid zu nehmen; andernfalls find fie zu vereidigen. 

Die Kommiſſion trifft ihre Feſtſtellungen nach Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Kommiſſars der Landesregierung. 
Die Gutachten der Sachverſtändigen bilden die Grundlage für die Erwägungen 
der Kommiſſion, ſind jedoch für deren Beſchlüſſe nicht maßgebend. Bei Feſt⸗ 
ſtellung der Vergütung hat jedes Mitglied der Kommiſſion ſeine Stimme nach 
gewiſſenhafter Ueberzeugung ſo abzugeben, daß dem Beſchädigten zwar eine aus⸗ 
reichende Schadloshaltung zu Theil wird, daß jedoch unberechtigte Forderungen 
keine Berückſichtigung finden. 

Die Feſtſtellung der Vergütung hat möglichſt bald nach Entſtehung des 
Schadens ſtattzufinden. , 

In Fällen der Inanſpruchnahme von Grundftüden für Lager, Exerzir⸗ 
plätze oder zu den Schießübungen der Infanterie, Jäger und Schützen im 
Terrain hat auf Antrag der Militärverwaltung eine Beſichtigung der ausge⸗ 
wählten Grundſtücke und ihres Fruchtzuſtandes durch die zur Feſtſtellung der 
Vergütung zu berufende Kommiſſion ſchon vor der Benutzung der Grundſtücke 
ſtattzufinden, um für die ſpätere Abſchätzung der entſtehenden Schäden eine 
möglichſt vollſtändige und zuverläſſige Grundlage zu gewinnen. 

Zu dem Schätzungstermine ſind die Betheiligten zuzuziehen. 

Bei der Verhandlung ſind die Mitglieder der Kommiſſion zunächſt über 
ihre Obliegenheiten zu belehren und im beſonderen darauf hinzuweiſen, daß es 
ihre Pflicht iſt, die Intereſſen der Reichskaſſe, ſowie diejenigen der Entſchädigungs⸗ 
berechtigten mit gleicher Unparteilichkeit zu wahren. Im beſonderen ſind die⸗ 
ſelben darauf aufmerkſam zu machen, daß bei Feſtſtellung der Entſchädigungs⸗ 
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beträge ebenſowohl der Werth der den Intereſſenten verbleibenden Früchte und 
Nutzungen, als die etwaigen Erſparniſſe an Wirthſchaftskoſten in Anrechnung 
zu bringen ſind. 
Sodann iſt zu prüfen, inwieweit die angemeldeten Beſchädigungen in der 
That durch die Truppenübungen entſtanden find. Inſoweit letzteres der Fall iſt, 
hat die Kommiſſion ſolche Entſchädigungsforderungen der Betheiligten, welche 
von ihr als angemeſſen befunden werden, im Wege der Einigung ohne weiteres 
zuzugeſtehen. Um das Zuſtandekommen einer Einigung zu erleichtern, hat die 
Kommiſſion die Beſchädigten nöthigenfalls über die Grundſätze für eine zutreffende 
Abſchätzung ihrer Verluſte zu belehren. Inſoweit von den Betheiligten keine 
beſtimmten oder zu hohe Forderungen geſtellt werden, hat die Feſtſtellung der 
Vergütung auf Grund förmlicher Abſchätzung einzutreten. 
Die Ergebniſſe der Verhandlung ſind in eine Nachweiſung nach dem 

‚unter E anliegenden Schema einzutragen. 

. Zur Erleichterung des Schätzungsverfahrens iſt, falls es ſich um die Feſt⸗ 

/ ſtellung von Schäden für eine größere Zahl gleichartig beſtellter kleiner Acker⸗ 
ſtücke handelt, eine Klaſſeneintheilung des Bodens nach ſeiner Ertragsfähigkeit, 
nach der Art ſeiner Beſtellung und nach dem Zuſtande der darauf vorhandenen 
Feldfrüchte vorzunehmen, und hiernach für jede Klaſſe der, nach Maßgabe der 
beſchädigten Flächen zu gewährende Entſchädigungsbetrag feſtzuſtellen. 


Das über die Verhandlung aufzunehmende Protokoll muß namentlich 


ergeben: 
1. die Veranlaſſung und den Gegenſtand der Verhandlung, 
2. welche Perſonen der Verhandlung beigewohnt haben, 
3. in welcher Weiſe die Sachverſtändigen verpflichtet worden, 
4. wie die Vergütungsbeträge ermittelt und berechnet worden; im beſon⸗ 


deren, welche Hülfsmittel (Kataſter, Karten ꝛc.) zur Beſtimmung der 
Flächengrößen gedient haben, und welche Abſchätzungsgrundſätze an⸗ 
gewendet worden, 


5. welche Beträge im Wege der Einigung und welche auf Grund förm⸗ 
licher Abſchätzung feſtgeſtellt worden ſind; 


auch iſt in dasſelbe aufzunehmen: 


6. die Verſicherung der Kommiſſion, daß ihrer Ueberzeugung nach in den 
ermittelten Vergütungsbeträgen keine Entſchädigung enthalten iſt, welche 
geſetzlich nicht aus Militärfonds zu vergüten wäre. 


Auf Grund der Verhandlungen hat der Kommiſſar der Landesregierung 

„eine Entſchädigungs⸗Liquidation nach dem unter E anliegenden Schema anzu⸗ 

I, fertigen und dieſelbe mit den Verhandlungen der betreffenden Intendantur ein⸗ 
2 zuſenden. Letztere prüft die Liquidation, berichtigt etwaige Irrthümer und 
Rechnungsfehler, erwirkt eine Beſcheinigung des betheiligten Truppenbefehlshabers 
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(kommandirenden Generals, Diviſions⸗Kommandeurs, Artillerie-Inſpekteurs ꝛc.) 
darüber: 


daß die ſtattgehabten Beſchädigungen mit Rückſicht auf den Zweck der 
Truppenübung unvermeidlich geweſen ſind, die Vertretung daher 
niemandem zur Laſt falle, 


weiſt ſodann den liquiden Betrag zur Zahlung an und benachrichtigt gleichzeitig 
den Kommiſſar der Landesregierung behufs Aufforderung der Intereſſenten zur 
Abhebung der angewieſenen Beträge. 

Die Liquidirung und Anweiſung der Entſchädigungsbeträge iſt nach Möglich 
keit zu beſchleunigen. 


Den Sachverſtändigen ſind zu gewähren: 
a) an Tagegeldern 9 Mark für den Tag; 


b) ein Averſum von 4 Mark 50 Pf. täglich für Zurücklegung der Wege 
alten e Feldmarken, auf welchen das Abſchätzungsgeſchäft 
attfindet; 


c) für die Zureiſe und Heimreiſe, ſowie für die Reifen von Nachtquartier 
zu Nachtquartier behufs Ausführung des Abſchätzungsgeſchäftes an 
Ni bei Benutzung von Eiſenbahnen und Dampfſchiffen für das 

ilometer 13 Pfennig und für jeden Zu⸗ und Abgang 3 Mark, ſowie 
auf dem Landwege für das Kilometer 54 Pfennig. 


Die Liquidationen der Sachverſtändigen werden der zuſtändigen Inten⸗ 
dantur durch den Kommiſſar der Landesregierung vorgelegt. Derſelbe hat die 
Liquidationen über die Reiſen zum Nachtquartier mit einer Beſcheinigung dahin 
zu verſehen, daß dasjenige Nachtquartier, bis zu welchem die Reiſe liquidirt 
worden, das nächſte zum Orte des Geſchäfts bezw. ein geeignetes näher belegenes 
nicht zu erlangen geweſen iſt. 


B. Die Feſtſtellung der Vergütung in den übrigen Fällen erfolgt in 
analoger Weiſe wie vorſtehend unter A vorgeſchrieben, jedoch kann dabei die 
Zuſammenſetzung der Abſchätzungskommiſſion nach dem Ermeſſen der betheiligten 
Militärverwaltung in der Weiſe vereinfacht werden, daß die Militärverwaltung 
bei derſelben gar nicht oder nur durch einen Offizier oder einen Militärbeamten 
vertreten wird. 

In gleicher Weiſe kann die Zuſammenſetzung der Kommiſſion vereinfacht 
werden, wenn das unter A vorgeſchriebene Verfahren in einem Ortsbezirke 
bereits beendigt iſt und noch nachträglich, aber innerhalb der geſetzlichen Frist 


($. „ des Geſetzes) Anſprüche von Intereſſenten des Bezirks angemeldet 
werden. 


C. In denjenigen Bundesſtaaten, in welchen Vertretungen von Kreiſen 
oder gleichartigen Verbänden beſtehen, ſind unter deren Mitwirkung geeignete 
Sachverſtändige für die verſchiedenen, nach den Vorſchriften des Geſetzes nöthig 
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werdenden Abſchätzungen in genügender Zahl periodiſch im voraus zu beſtimmen. 
In denjenigen Bundesſtaaten dagegen, in welchen dergleichen Verbandsvertre⸗ 
tungen nicht vorhanden ſind, wird dieſe Beſtimmung unter eventueller Mitwir⸗ 
kung geeigneter anderer Organe durch die Landesregierung erfolgen. 

Bei Beſtimmung der Sachverſtändigen iſt an erſter Stelle zu beachten, 
daß die Wahl nur auf völlig geeignete Herſönlichkeiten fällt, welche nach Ka⸗ 
rakter, Lebensſtellung und Erfahrung genügende Gewähr für eine unparteiiſche 
und ſachgemäße Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten bieten. 
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Beilage E. 
Hachweiſung 
der 


Reſultate der Einigung bezw. Schaͤtzung. 


„ T..... 4?u2ud 


e 4 Nähere Angabe 
Gegen. ‚| Flächen. Davon onde, des durch die Betrag] Angabe, 
Stand, Name ſonſtige inf For e Truppenübun ob Entſchã⸗ 
ſtand ] Bezeich. inhalt | find pp 9 der | ° 
und 1111 195 rung verurſachten Eine zu iz digung durch 
= Wohnort der 3 eſchä⸗ des Schadens durch A 3 Einigung oder 
= digt g iſe. enden 
= der er des beſchädigten 4 Beſchã; ede i Entſchö a ER 
= ſchädi | Grundſtücks 915 19 tſchä⸗ förmlicher 
„ Intereſſenten. gten.] Heu, Weide, digung. Abſchätzung 
= gung. * 2 Beſtellungs⸗ 2 feſtgeſtellt ift. 
= al = koſten dc. 
5 A=. . 72 
u N r. Le 2 De 10. 
| Rem See 
Dorfſchaft N.. Kreis N 
1. | Grundbeſitzer 
Johann X Roggen: | 
i w. ſaat N. 1110 803 | 00 [00 Scheffel. 00 00 


Anmerkung. 1. Gleich nach der Truppenübung fordert der Ortsvorſtand die Eingeſeſſenen zur Anmeldung der 
Entſchädigungsforderungen auf. 

Die Anmeldungen werden vom Ortsvorſtande durch Ausfüllung der Kolonnen 1—7 zuſammen⸗ 
geſtellt. Kolonne 6 und 7 ſind mit Blei auszufüllen. Wollen die Betheiligten keine beſtimmten 
Entſchädigungsforderungen ſtellen, ſo bleibt Kolonne 6a unausgefüllt. 

3 1 Weiſe hat die zuständige Civilbehörde dem ſelbſtändigen Gutsbezirke gegenüber 
zu verfahren. 

Die Nachweiſungen ſind von dem Ortsvorſtande bezw. der zuſtändigen Civilbehörde der 
Abſchätzungskommiſſion bei ihrem Eintreffen zur Prüfung und weiteren Ausfüllung vorzulegen. 
Der Ortsvorſtand muß beim Schätzungstermine anweſend ſein. 

2. Haben die Abſchätzungen nur geringen Umfang oder ſind nur wenige Intereſſenten betheiligt, ſo 
iſt die Nachweiſung entbehrlich, jedoch müſſen dann die entſprechenden Angaben aus dem Protokoll 
zu entnehmen ſein. 

3. Für Abſchätzungen, auf welche dies Schema nicht ohne weiteres paßt, iſt ein entſprechendes 
Schema zu entwerfen. 
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Beilage F. 
Liquidation 
der 


Entſchaͤdigungen, welche auf Grund der anliegenden Verhandlung für die bei den 
Herbſtuͤbungen N. N. Korps im Jahre 18 . vorgekommene Flurbeſchaͤdigung 
zu zahlen ſind. 


1. 2. 3. 4. 5. 
Nummer Stand, Name Quittung des Intereſſenten 
im Protokoll 1 e 2 8 durch ee 
g Wohnort der ſchädigungs⸗ En Ri 
oder in der der Entſchädigu betra neben den bezüglichen Entſchädigungs⸗ 
Nachweiſung. Intereſſenten. gung. 9. beträgen. 
2 
| | 
Dorfſchaft N. Kreis N. 
im Grundbeſitzer 
Johann X. | Roggenſaat 0 0 
u. ſ. w. ENT N 
Summe 0 0 


Die Richtigkeit der Namensunter⸗ 
ſchrift atteſtirt. 
N. N. 


(Karakter.) 


Die Richtigkeit vorſtehender Liquidation wird hierdurch auf Grund der anliegenden Ver⸗ 


handlungen beſcheinigt. 

ee A 18 
(Name und Amtskarakter des Kommiſſars 

der Landesregierung.) 
Anmerkung. 1. Die Rubriken 1, 2, 3 find dieſelben, wie in Beilage E; die Geldbeträge in Spalte 4 müſſen 
mit denen in der Verhandlung übereinſtimmen. Bar 
2. Die Ausfüllung der Spalte 5 erfolgt erſt bei Auszahlung der Entſchädigungsbeträge. N 
Reicht der Raum der Spalte 5 für die Quittirung der Beſchädigten nicht aus, fo iſt 
beſondere Quittung beizubringen. 
—růuä —— — — — 
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